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Direktvergabe nur bei ordnungsgemäßer
Markterkundung

Wieder einmal scheitert eine Direktvergabe an ein bestimmtes
Unternehmen in Form eines Verhandlungsverfahrens ohne
Teilnahmewettbewerb vor der Vergabekammer des Bundes (Beschluss
vom 28. Januar 2025 – VK 2-109/24) an den sehr hohen gesetzlichen
Hürden. Diesmal hatte der öffentliche Auftraggeber zwar bei der
Ausübung seines Leistungsbestimmungsrechts alles richtig gemacht,
allerdings die strengen Anforderungen an die erforderliche
Markterkundung nicht erfüllt. Diese muss belegen, dass zum Zeitpunkt
der Angebotsaufforderung nur ein bestimmtes Unternehmen objektiv in
der Lage ist, den Auftrag zu erfüllen. Wichtig dabei ist, nicht nur die
aktuellen Marktverhältnisse in den Blick zu nehmen, sondern in einer
Prognose auch die Möglichkeit in Betracht zu ziehen, dass alternative
Anbieter durch Adaption oder Innovation ihrer bisherigen Produkte ihre
Leistungsfähigkeit bis zum Zeitpunkt der eigentlichen Leistungserbringung
noch herstellen könnten. Die alternativen Anbieter müssen dafür sogar
aktiv konsultiert werden.

Sachverhalt

Die öffentlichen Auftraggeber (Krankenkassen) beabsichtigten die
Direktvergabe eines Auftrags für eine Plattform für dermatologische
Telekonsultationen im Wege eines Verhandlungsverfahrens ohne
Teilnahmewettbewerb nach § 14 Abs. 4 Nr. 2 lit. b) VgV an ein
bestimmtes Unternehmen. Über diese Plattform sollen die Versicherten
über eine Applikation orts- und zeitunabhängig eine Anfrage an einen
Dermatologen stellen können, der innerhalb von 48 Stunden eine
fachärztliche Befundung samt Therapieempfehlung und gegebenenfalls
eine Verordnung ausstellt.

Vor der Direktvergabe veröffentlichten die Auftraggeber eine EU-weite Ex-
Ante-Transparenzbekanntmachung gemäß § 135 Abs. 3 GWB. Zur
Begründung für die Zulässigkeit des Verhandlungsverfahrens ohne
Teilnahmewettbewerb führten sie an, dass nur das für den Zuschlag
vorgesehene Unternehmen den Auftrag aus technischen Gründen
erbringen könne und somit kein Wettbewerb bestehe. Ein Wettbewerber
wurde durch die Ex-Ante-Transparenzbekanntmachung auf den Vorgang
aufmerksam und stellte daraufhin einen Nachprüfungsantrag, da es sich
selbst als potenziellen Bieter für den Auftrag sah. Beide Anbieter
betreiben jeweils Applikationen mit ähnlichem Leistungsumfang, jedoch



mit unterschiedlichen Geschäftsmodellen: während das für den Zuschlag 
vorgesehene Unternehmen seine Applikation bundesweit 
niedergelassenen Ärzten zur Verfügung stellt, die ihrerseits eine 
Weiterbehandlung nach der telemedizinischen Begutachtung ermöglichen, 
arbeitet der Wettbewerber mit einem Team aus 22 festangestellten 
Fachärzten, die nicht alle kassenärztlich zugelassen sind. 
Dementsprechend erfolgt dort zunächst eine Online-Beratung über einen 
der festangestellten Fachärzte, im Bedarfsfall spricht dieser dann eine 
Empfehlung an einen anderen niedergelassenen Arzt in räumlicher Nähe 
zum jeweiligen Patienten aus.

Die Vergabekammer des Bundes musste klären, ob die Voraussetzungen 
für eine Direktvergabe ohne Teilnahmewettbewerb nach § 14 Abs. 4 Nr. 2 
lit. b) VgV tatsächlich erfüllt waren oder ob die Auftraggeber zu Unrecht 
von einem fehlenden Wettbewerb ausgegangen waren.

Entscheidungsgründe

Die Vergabekammer des Bundes gab dem Nachprüfungsantrag statt.

Sie bestätigte zunächst, dass öffentliche Auftraggeber hinsichtlich der 
Bestimmung des Beschaffungsgegenstandes grundsätzlich frei sind (sog. 
Leistungsbestimmungsrecht des Auftraggebers). Die 
Leistungsbestimmung muss lediglich willkür- bzw. diskriminierungsfrei 
erfolgen und aus sachlichen und auftragsbezogenen Gründen 
gerechtfertigt sein.

Vor diesem Hintergrund hätten die Auftraggeber den 
Beschaffungsgegenstand hier sachgemäß definiert und die 
Auftragsparameter nicht künstlich eingeschränkt. Ein Verstoß gegen § 31 
Abs. 6 und § 14 Abs. 6 VgV liege daher nicht vor.

Die Auftraggeber hätten – im Ergebnis zurecht – für die zu beschaffende 
Applikation vorausgesetzt, dass darüber mehr als 300 frei auswählbare, 
kassenärztlich zugelassene und niedergelassene Dermatologen in 
Deutschland für den digitalen Haut-Check und eine mögliche 
Weiterbehandlung verfügbar sein müssen. Damit sollte die nahtlose und 
bruchfreie Versorgung der Versicherten und die freie Arztwahl 
gewährleistet werden. Die Auftraggeber hätten zudem an die 
vorhandenen Strukturen der niedergelassenen dermatologischen Praxen



anknüpfen wollen, anstatt parallele Strukturen aufzubauen, die 
möglicherweise zu Schließungen von Hautarztpraxen und Mehrkosten für 
die Krankenkassen führen würden.

Hierin sah die Vergabekammer auftragsbezogene Gründe, die die 
Entscheidung für eine Applikation mit Anbindung an niedergelassene Ärzte 
sachlich decken. Dass auch der Alternativanbieter eine kompetente 
Beratung durchführen könne oder andere Krankenkassen ihren 
Beschaffungsbedarf anders bestimmt haben, führe nicht dazu, dass sich 
die öffentlichen Auftraggeber einen Beschaffungsgegenstand – die digitale 
ärztliche Beratungsleistung durch einen nicht niedergelassenen Arzt –
aufdrängen lassen müssten.

Vor diesem Hintergrund sei auch die konkrete Zahl von 300 
niedergelassenen Ärzten, die dem Netzwerk des für den Zuschlag 
vorgesehenen Bieters entspricht, nicht zu beanstanden, da auch damit an 
den sachgemäßen Beschaffungsgegenstand angeknüpft werde. Es sei 
nachvollziehbar, dass eine hinreichende Anzahl an Ärzten erforderlich ist, 
um eine entsprechende Versorgung zu gewährleisten, so die VK Bund.

Das Leistungsbestimmungsrecht sei daher zwar korrekt ausgeübt worden, 
allerdings seien die Voraussetzungen für das gewählte 
Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb gemäß § 14 Abs. 4 
Nr. 2 lit. b) VgV nicht gegeben.

Die Norm verlangt für die Zulässigkeit einer Direktvergabe, dass der 
öffentliche Auftraggeber, der sich darauf berufen will, anhand einer 
hinreichend dokumentierten Markterkundung nachweisen müsse, dass 
zum Zeitpunkt der Aufforderung zur Angebotsabgabe der Auftrag objektiv 
nur von einem bestimmten Unternehmen erbracht werden kann.

Die nach § 14 Abs. 4 Nr. 2 VgV erforderliche Prognose, dass zum 
Zeitpunkt der Aufforderung zur Angebotsabgabe nur ein Unternehmen die 
nachgefragte Leistung liefern kann, sei vorliegend aufgrund einer lediglich 
auf Internetrecherche basierten Markterkundung nicht möglich. Die 
Internetrecherche vermittele per se keine Erkenntnisse, ob und wie die am 
Markt tätigen Unternehmen ihr im Internet allgemein offeriertes Portfolio 
auf einen spezifischen Bedarf hin adaptieren können. Vielmehr werde 
anderen Marktteilnehmern auf diese Weise die Möglichkeit genommen, 
eine den Beschaffungsbedarf abdeckende Lösung bis zum avisierten 
Zeitpunkt des Vertragsbeginns entwickeln und anbieten zu können.



§ 28 Abs. 1 VgV schreibe vielmehr explizit vor, dass eine vor Einleitung
eines Vergabeverfahrens durchzuführende Markterkundung nicht nur der
Vorbereitung der Auftragsvergabe auf Seiten des öffentlichen
Auftraggebers dient, sondern auch „zur Unterrichtung der Unternehmen
über seine Auftragsvergabepläne und -anforderungen“ (in Form einer
Marktkonsultation) zu erfolgen habe. Dadurch solle der Markt die
Möglichkeit erhalten, sich frühzeitig auf den spezifischen Bedarf
einzustellen und sich auf ein potenzielles Vergabeverfahren vorzubereiten.
Dem seien die Auftraggeber mit der Internetrecherche nicht gerecht
geworden. Bei der Durchführung der Marktkonsultation sei zu
berücksichtigen, dass der auszuwählende Auftragnehmer die zur
Leistungserbringung erforderlichen Mittel in der Regel und sofern der
Auftrag es nicht ausnahmsweise anders erfordert, erst zum Zeitpunkt der
Leistungserbringung bzw. des Vertragsbeginns tatsächlich vorweisen
müsse. Daher sei zu prüfen, ob und wie die am Markt tätigen
Unternehmen ihr im Internet allgemein offeriertes Portfolio auf einen
spezifischen Bedarf hin adaptieren könnten. Etwaig am Markt vorhandenes
Innovationspotential könne sonst gar nicht identifiziert werden.

Im Ergebnis untersagte die Vergabekammer den Zuschlag, stellte jedoch 
fest, dass die Auftraggeber bei fortbestehender Beschaffungsabsicht an 
ihrem vergaberechtsgemäß definierten Beschaffungsgegenstand festhalten 
könnten – dann jedoch ein unionsweites wettbewerbliches 
Vergabeverfahren bekannt zu machen hätten.

Praxistipp

„Verzichten Sie im Zweifel auf eine Direktvergabe wegen technischer 
Ausschließlichkeit“ – so könnte man die mittlerweile vorliegende 
Rechtsprechungspraxis prägnant zusammenfassen.

Mittlerweile gibt es kaum noch eine denkbare Fallkonstellation, in der eine 
Direktvergabe wegen technischer Ausschließlichkeit im 
Oberschwellenbereich als zulässig erachtet werden könnte. Die 
Rechtsprechung hat derartige Direktvergaben jedenfalls reihenweise 
gekippt. Zuletzt wurde die Voraussetzung aus § 14 Abs. 6 VgV in der 
Rechtsprechung schon so weit konkretisiert, dass die Prüfung auf fehlende 
„vernünftige Alternativen oder Ersatzlösungen“ ein „Suchen nach 
entsprechenden potenziellen Anbietern“ auf dem Markt, also eine aktive 
Marktkonsultation, erfordert (vgl. OLG Hamburg, Beschluss vom 
6. April 2024, 1 Verg 1/23). Der Versuch der hiesigen Auftraggeber, diese
Voraussetzungen mit einer „internen“ Internetrecherche nachzuweisen,



war also bereits zum Scheitern verurteilt: Sie ist nach Ansicht der VK 
Bund in dem aktuellen Nachprüfungsverfahren sogar „per se“ untauglich, 
weil sie keine Erkenntnisse vermittele, ob und wie die am Markt tätigen 
Unternehmen ihr im Internet allgemein offeriertes Portfolio auf einen 
spezifischen Bedarf hin adaptieren könnten. Die VK Südbayern war in 
ihrem Beschluss vom 5. Juni 2023 - 3194.Z3-3_01-22-54 noch nicht so 
weit gegangen.

Die jetzige Entscheidung der VK Bund flankiert dies nun auch auf der 
Zeitachse. Im Lichte des Wettbewerbsgrundsatzes nach § 97 Abs. 1  
Satz 1 GWB sei nämlich auch der – eigentlich zur Frage der 
unternehmerischen Eignung ergangene – Grundsatz zu beachten, dass 
die Leistungsfähigkeit eines anderen Anbieters grundsätzlich erst zum 
Vertragsbeginn bzw. dem Zeitpunkt der Leistungserbringung hergestellt 
sein müsse. Die Auftraggeber dürfen daher nicht nur die aktuellen 
Marktverhältnisse in den Blick nehmen, sondern müssen in einer Prognose 
auch die Möglichkeit in Betracht ziehen, dass alternative Anbieter durch 
Adaption oder Innovation ihrer bisherigen Produkte ihre Leistungsfähigkeit 
bis zum Zeitpunkt der eigentlichen Leistungserbringung noch herstellen 
könnten. Zu dieser Feststellung bedarf es nach der
VK Bund der Durchführung einer aktiven Marktkonsultation, um die 
Marktsituation im Hinblick auf den Beschaffungsbedarf sachgerecht und 
zuverlässig einschätzen zu können.

Um eine Direktvergabe wegen technischer Ausschließlichkeit begründen zu 
können, müssen sich die Auftraggeber demnach künftig auch mit den 
Anbietern auf angrenzenden bzw. vor- oder nachgelagerten Märkten 
beschäftigen und diese ggf. in einem Marktdialog nach ihrer Fähigkeit und 
Bereitschaft konsultieren, um das gewünschte Produkt oder die Leistung 
innerhalb des Zeitraums bis zum Vertrags- bzw. Leistungsbeginn 
entwickeln oder herbeiführen zu können. Die rechtssicherste (künftig 
vielleicht einzige?) Lösung dürfte dabei sein, die erforderliche 
Markterkundung selbst mit einer EU-weiten Bekanntmachung zu 
veröffentlichen. Die Vermeidung einer europaweiten Ausschreibung mittels 
Direktvergabe erzeugt also die Notwendigkeit einer europaweiten 
Marktkonsultation. Die Zeit, die man bei einer Direktvergabe vielleicht 
einzusparen gedenkt, würde spätestens hierfür wieder benötigt.

Christopher Theis
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Vergaberecht
vCard
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Newsticker

VK Bund-Beschluss: Ungleichbehandlung durch unterschiedliche 
Leistungsinhalte

Der Beschluss der Vergabekammer des Bundes vom 20. Dezember 2024 
(VK 2-105/24) befasst sich mit der Frage, inwieweit öffentliche 
Auftraggeber den Gleichbehandlungsgrundsatz nach § 97 Abs. 1 und 2 
GWB verletzen, wenn sie den Leistungsgegenstand nicht eindeutig 
vorgeben. Der Auftraggeber hatte hier eine Rahmenvereinbarung für 
Kontrastmittel ausgeschrieben und dabei zwei Anwendungsgebiete 
vorgegeben, für die das Kontrastmittel zwingend anwendbar sein soll. 
Dabei wurde jedoch zusätzlich angegeben „Weitere möglich (z.B. 
Angiographie)“. Einziges Zuschlagskriterium war der Preis.

Ein Bieter beanstandete, dass die unterschiedlichen Anforderungen die 
Vergleichbarkeit der Angebote beeinträchtigten und somit gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung verstießen und bekam damit Recht.

Durch den Zusatz „Weitere möglich (z.B. Angiographie)“ waren die 
Angebote nach Ansicht der VK Bund nicht mehr vergleichbar, wenn ein 
Bieter nur die zwingenden Anwendungsgebiete und ein anderer auch ein 
oder mehrere weitere Anwendungsgebiete anbot. Denn sofern ein Rabatt 
gewährt werde, gelte dieser in der Vertragsdurchführung bei einem Bieter 
nur für die beiden zwingenden Anwendungsgebiete, beim anderen Bieter 
auch für das oder die weitere/n Anwendungsgebiet/e.

Die VK Bund sah die Angiographie als Teil des Beschaffungsbedarfs. Es 
gehöre zu den Grundprinzipien des Vergaberechts, dass die vom 
öffentlichen Auftraggeber nachgefragten Angebote auf die gleiche 
Leistung ausgelegt sein müssen, damit der Auftraggeber auf der 
Grundlage vergleichbarer Angebote das wirtschaftlichste Angebot 
auswählen kann. Aus demselben Grund seien Angebote, die von den 
Vergabeunterlagen abweichen, zwingend auszuschließen, § 57 Abs. 1 
Nr. 4 VgV, denn auch diese ermöglichen keinen gleichheitskonformen 
Vergleich der Angebote. Der von der VK Bund festgestellte Verstoß gegen 
den in § 97 Abs. 1 und 2 GWB geregelten Gleichbehandlungsgrundsatz 
führe dazu, dass das Vergabeverfahren auf dieser Grundlage nicht weiter 
durchgeführt werden könne. Die bislang eingegangenen Angebote seien 
nicht miteinander vergleichbar und daher für eine weitere Prüfung und



Wertung ungeeignet. Bei fortbestehender Beschaffungsabsicht müsse der 
Auftraggeber das Vergabeverfahren zurückversetzen und den 
Fachloszuschnitt überarbeiten.

EuGH: Keine Berufung auf selbst geschaffene 
Ausschließlichkeitsrechte bei Vergabeverfahren

Mit Urteil vom 9. Januar 2025 (Rs. C-578/23) stellte der EuGH klar, dass 
sich öffentliche Auftraggeber nicht auf den Schutz von 
Ausschließlichkeitsrechten berufen können, um ein 
Verhandlungsverfahren ohne vorherige Bekanntmachung gemäß Art. 31 
Nr. 1 b der Richtlinie 2004/18/EG zu rechtfertigen, wenn der Grund für 
diese Rechte ihnen selbst zuzurechnen ist. Die Zurechenbarkeit ist dabei 
nicht nur anhand der rechtlichen und tatsächlichen Umstände beim 
ursprünglichen Vertragsabschluss zu beurteilen, sondern auch unter 
Berücksichtigung der Entwicklungen bis zur Wahl des neuen 
Vergabeverfahrens.

Hier hatte der Auftraggeber – eine tschechische Behörde – im Jahr 1992 
einen Vertrag über ein Steuerverwaltungssystem geschlossen, bei dem 
die Urheberrechte am Quellcode beim Bieter lagen. Im Jahr 2004 trat 
Tschechien der EU bei, weshalb die damals geltende EU-Vergaberichtlinie 
2004/18 zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses noch keine Rolle spielte.

Für die erneute Beauftragung ohne vorherige Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung wurden technische Gründe sowie der Schutz der 
Urheberrechte als Begründung herangeführt. Fraglich war somit, ob und 
inwieweit das Wettbewerbshindernis – Urheberrechte am Quellcode – 
dem Auftraggeber zurechenbar sind, insbesondere, wenn bei 
erstmaligem Vertragsschluss die relevanten Vorschriften mangels EU-
Mitgliedschaft noch nicht anwendbar waren.

Der EuGH antwortete auf das Vorabentscheidungsersuchen des 
vorlegenden Gerichts, dass für die Beurteilung der Zurechenbarkeit eines 
Wettbewerbshindernisses nicht nur die Umstände zu beurteilen sind, 
unter denen es überhaupt zu dem Wettbewerbshindernis kam, sondern 
auch die Umstände zwischen Vertragsschluss und Vergabe des 
nachfolgenden Auftrags.



Im vorliegenden Fall kommt es also auf die Umstände zwischen dem 
Beitritt zur EU im Jahr 2004 und der Vergabe des nachfolgenden Auftrags 
im Jahr 2016 an. Es ist nun Sache des vorlegenden Gerichts zu beurteilen, 
ob der Auftraggeber in diesem Zeitraum über tatsächliche und 
wirtschaftlich vertretbare Mittel verfügte, um das Wettbewerbshindernis 
zu beenden.

Dementsprechend hat der EuGH nicht abschließend entschieden, ob der 
Auftraggeber das Wettbewerbshindernis hätte beenden können, oder 
Maßnahmen genannt, wie der Auftraggeber hätte handeln sollen. Eine 
denkbare Handlungsoption in solchen „Lock-In-Situationen“ könnte 
beispielsweise die Prüfung sein, ob eine Vertragskündigung oder -
anpassung möglich gewesen wäre, um den Zugriff auf den Quellcode zu 
erhalten. Ebenso hätte der Auftraggeber mit dem ursprünglichen 
Vertragspartner Verhandlungen führen können, um sich nachträglich 
Nutzungs- oder Bearbeitungsrechte am Quellcode zu sichern. Letztlich 
wäre auch eine Neuausschreibung des Systems in dem langen Zeitraum 
zwischen 2004 und 2016 durchaus möglich gewesen.

Die Entscheidung ist damit insbesondere in zweierlei Hinsicht 
beachtenswert: Zum einen enthält die deutsche Vorschrift § 14 Abs. 4 
Nr. 2 lit. c) VgV (Zulässigkeit eines Verhandlungsverfahrens ohne 
Teilnahmewettbewerb wegen des Schutzes von ausschließlichen Rechten, 
insbesondere von gewerblichen Schutzrechten) nicht das Erfordernis der 
Nicht-Zurechenbarkeit zum öffentlichen Auftraggeber. Entsprechend des 
Wortlauts wird die Zurechenbarkeit nur bei Dringlichkeitsvergaben
i.S.v. § 14 Abs. 4 Nr. 4 VgV geprüft. Auch die Richtlinie 2004/18 sowie das 
in der Entscheidung relevante tschechische Recht enthält kein solches 
Erfordernis – es wird offensichtlich durch den EuGH in die Norm im Sinne 
einer engen Auslegung des Ausnahmetatbestands hineingelesen.

Zum anderen dehnt der EuGH mit dieser Entscheidung den Zeitraum aus, 
zu dem die Zurechenbarkeit zum öffentlichen Auftraggeber zu prüfen ist. 
Besteht das Wettbewerbshindernis, beispielsweise ein Urheberrecht, über 
einen längeren Zeitraum, sollte stets geprüft werden, wie dieses beseitigt 
werden kann. Dass dieses in einer früheren – wenn auch rechtskonformen 
– Ausschreibung entstanden ist, dürfte jedenfalls für sich genommen 
keinen hinreichenden Grund für die Anschlussbeauftragung des 
Bestandsunternehmers darstellen.



Das planen die künftigen Koalitionspartner für die öffentliche 
Beschaffung

Im Ergebnis der vorgezogenen Bundestagswahlen am 23. Februar 2025 
zeichnet sich eine Große Koalition zwischen CDU/CSU und SPD ab. Wir 
geben Ihnen einen kurzen Überblick über das, was diese Parteien in Bezug 
auf das Vergaberecht und die öffentliche Beschaffung geplant haben.

CDU/CSU:

Ausweislich ihres Wahlprogramms strebt die Union erleichterte 
Vergabeverfahren an, insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU). Sie plant dafür, die Schwellenwerte für öffentliche Aufträge zu 
senken und die Definition von KMU auf europäischer Ebene anzupassen, 
um Mittelständlern „das Leben bei Vergaben einfacher [zu] machen“. Im 
Verteidigungssektor setzt die CDU/CSU auf den Aufbau eines europäischen 
Binnenmarktes mit gemeinsamen Exportregeln und die Neustrukturierung 
und Prozessstraffung des Beschaffungswesens der Bundeswehr. Das 
Beschaffungsamt sei zu breit aufgestellt. Einzelne überjährige 
Großprojekte sollen aus dem Amt herausgelöst werden und in eine „neue, 
schlanke, schlagkräftige Agentur“ überführt werden.

SPD:

Die SPD betont in ihrem Wahlprogramm Tariftreue und soziale Kriterien 
bei öffentlichen Aufträgen. Mit einem Bundestariftreuegesetz solle 
gewährleistet werden, dass öffentliche Aufträge des Bundes nur an 
Unternehmen gehen, die ihre Beschäftigten nach Tarif bezahlen. Sie wolle 
sich zudem für ein europäisches Tariftreuegesetz einsetzen, sodass dies 
auch für europäische öffentliche Auftrage gelte. Im Verteidigungsbereich 
solle verstärkt mit EU-Mitgliedstaaten kooperiert werden, etwa bei 
gemeinsamer Beschaffung von Ausrüstung und Gerät.  

Es bleibt abzuwarten, was davon im Ergebnis der Koalitionsverhandlungen 
in einen möglichen Koalitionsvertrag einfließen wird – auch vor dem 
Hintergrund, dass das Thema derzeit vielleicht nicht die höchste Priorität 
hat.
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Tel.: +49 30 86471-219

Stephan Rechten
Rechtsanwalt
vCard

Max Stanko
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

Düsseldorf 
Cecilienallee 7 | 40474 Düsseldorf 
Tel.: +49 211 518989-0

Sascha Opheys
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

Frankfurt am Main 
Mainzer Landstraße 36 | 60325 Frankfurt am Main 
Tel.: +49 756095-195

Christopher Theis
Rechtsanwalt,
Fachanwalt für
Vergaberecht
vCard

https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/stephan-rechten.vcf
https://advant-beiten.com/de/experten/stephan-rechten
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/max-stanko.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/max-stanko
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/sascha-opheys.vcf
https://advant-beiten.com/de/experten/sascha-opheys
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/christopher-theis.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/christopher-theis


München 
Ganghoferstraße 33 | 80339 München 
Tel.: +49 89 35065-1452

Michael Brückner
Rechtsanwalt
vCard

Hans Georg
Neumeier
Rechtsanwalt,
Fachanwalt
für Verwaltungsrecht
vCard

Katrin Lüdtke 
Rechtsanwältin,
Fachanwältin für
Verwaltungsrecht
vCard

https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/michael-bruckner.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/michael-brueckner
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/hans-georg-neumeier.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/hans-georg-neumeier
https://communication.advant-beiten.com/21/1086/uploads/katrin-ludtke.vcf
https://www.advant-beiten.com/de/experten/katrin-luedtke


Zur Newsletter Anmeldung 

E-Mail weiterleiten
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